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Geſetz-Sammlung 


für die . 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 14. 
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(Nr. 9122.) Geſetz, betreffend die Beförderung deutſcher Anſiedelungen in den Provinzen 
N Weſtpreußen und Poſen. Vom 26. April 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
1 


Der Staatsregierung wird ein Fonds von 100 Millionen Mark zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, um zur Stärkung des Deutſchen Elements in den Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen gegen poloniſirende Beſtrebungen durch Anſiedelung 
deutſcher Bauern und Arbeiter 

1) Grundſtücke käuflich zu erwerben, 

2) ſoweit erforderlich, diejenigen Koſten zu beſtreiten, welche entſtehen 

a) aus der erſtmaligen Einrichtung, 
b) aus der erſtmaligen Regelung der Gemeinde, Kirchen- und Schul— 
verhältniſſe 
neuer Stellen von mittlerem oder kleinem Umfange oder ganzer Land— 
gemeinden, mögen ſie auf beſonders dazu angekauften (Nr. J) oder auf 
ſonſtigen, dem Staate gehörigen Grundſtücken errichtet werden. 

Mit der käuflichen Erwerbung von Grundſtücken iſt nur in dem Umfange 
vorzugehen, daß hinlängliche Mittel zur Beſtreitung der nach Nr. 2 erforderlichen 
Koſten übrig bleiben. 

Gef. Samml. 1886. (Nr. 9122 24 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Mai 1886. 


1 
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§. 2. 
Bei Ueberlaffung der einzelnen Stellen ($. 1) iſt eine angemeſſene Schadlos⸗ 
haltung des Staates vorzuſehen. 
Die Ueberlaſſung ehr zu Eigenthum gegen Kapital oder Rente, oder auch 
in Zeitpacht erfolgen. 
F. 3. 


Erfolgt die Ueberlaſſung der Stelle (§. 2) gegen Uebernahme einer feſten 
Geldrente (Rentengut), ſo kann die Ablösbarkeit der letzteren von der Zuſtimmung 
beider Theile abhängig gemacht werden. 

Die Feſtſtellung des Ablöſungsbetrages und der Kündigungsfriſt bleibt der 
vertragsmäßigen Beſtimmung überlaſſen. Von dem Rentenberechtigten darf jedoch 
ein höherer Ablöſungsbetrag als der fünfundzwanzigfache Betrag der Rente nicht 
gefordert werden, wenn die Ablöſung auf ſeinen Antrag erfolgt. 

Bei der Eintragung der Rente in das Grundbuch müſſen die Abreden über 
den Ausſchluß der Ablösbarkeit, ſowie über die Feſtſtellung des Ablöſungsbetrages 
und der Kündigungsfriſt in das Grundbuch eingetragen werden. Iſt dies nicht 
geſchehen, ſo gilt Dritten gegenüber die das Grundſtück belaſtende Rente als eine 
ſolche, welche von dem Verpflichteten nach ſechsmonatiger Kündigung mit dem 
zwanzigfachen Betrage abgelöſt werden kann. 


$. 4. 
Den feſten Geldrenten find gleich zu achten diejenigen feſten Abgaben in 
Körnern, welche nach dem jährlichen, unter Anwendung der $$. 20 bis 25 des 
Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 ermittelten Marktpreiſe in Geld abzuführen ſind. 


$. 5. 

Sofern bei Veräußerung einer Stelle gegen eine Rente der Eigenthümer 
des Rentenguts vertragsmäßig in ſeiner Verfügung dahin beſchränkt wird, daß 
die Zuläſſigkeit einer Zertheilung des Grundſtücks oder der Abveräußerung von 
Theilen deſſelben von der Zuſtimmung des Rentenberechtigten abhängig ſein ſoll, 
fo kann die verſagte Einwilligung durch richterliche Entſcheidung der Auseinander— 
ſetzungsbehörde ergänzt werden, wenn die Zertheilung oder Abveräußerung im 
gemeinſchaftlichen Intereſſe wünſchenswerth erſcheint. 


$. 6. 

Iſt dem Erwerber eines Rentenguts vertragsmäßig die Pflicht auferlegt, 
die wirthſchaftliche Selbſtändigkeit der übernommenen Stelle durch Erhaltung des 
baulichen Zuſtandes darauf befindlicher oder darauf zu errichtender Gebäude, durch 
Erhaltung eines beſtimmten landwirthſchaftlichen Inventars auf derſelben oder 
durch andere Leiſtungen dauernd zu ſichern, ſo kann der Verpflichtete durch 
richterliche Entſcheidung der Auseinanderſetzungsbehörde von ſeiner Verpflichtung 
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befreit werden, wenn der Aufrechthaltung der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit der 
Stelle überwiegende gemeinwirthſchaftliche Intereſſen entgegenſtehen. 


$. 7. 


Wird im Falle des $. 5 die Zuſtimmung des Rentenberechtigten ergänzt 
oder wird im Falle des $. 6 die Befreiung des Verpflichteten ausgeſprochen, fo 
kann der Rentenberechtigte, wenn im Vertrage nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, 
die Ablöſung der ganzen Rente zum fünfundzwanzigfachen Betrage verlangen. 


$. 8. 


Die Beträge, welche der Staat als Schadloshaltung (. 2) erhält, ſowie 
die Einnahmen aus wiederveräußerten Grundſtücken und aus Zwiſchennutzungen 
ſind alljährlich in den Staatshaushalts-Etat aufzunehmen und fließen — ſoweit 
fie nicht aus der Veräußerung von Domänen und Forſten herrühren — bis zum 
31. März 1907 zu dem im F. 1 bezeichneten Fonds. 

Von dem letzteren Zeitpunkte ab treten dieſe Einnahmen den allgemeinen 
Staatseinnahmen zu. 

F. 9. 


Zur Bereitſtellung der Summe für die im $. 1 gedachten Verwendungs⸗ 
zwecke ſind Schuldverſchreibungen auszugeben. 

Wann, durch welche Stelle und zu welchen Beträgen, Fi welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld» 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. ’ 


F. 10. 


Die aus Anlaß der $$. 1 und 2 dieſes Geſetzes ſtattfindenden Akte der 
nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit, einſchließlich der grundbuchrichterlichen Thätigkeit, 
ſowie das Verfahren vor der Auseinanderſetzungsbehörde ſind ſtempel- und koſtenfrei. 


en. 


b Dem Landtage ift jährlich über die Ausführung dieſes Geſetzes, insbeſondere 
über die erfolgten Ankäufe und Verkäufe, die Anſiedelungen oder deren Vorberei⸗ 
tung und die Verwaltung der angekauften Güter Rechenſchaft zu geben. 

Ueber die geſammten Einnahmen und Ausgaben des im $. genannten 
Fonds iſt nach Maßgabe der für den Staatshaushalt beſtehenden Vorſchriften 
Rechnung zu legen. 

(Nr, 9122.) 24° 


Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, foweit ſolche nach den Beſtimmungen 
des $. 9 nicht durch den Finanzminiſter erfolgt, einer beſonderen Kommiſſion über- 
tragen, welche dem Staatsminiſterium unterſtellt iſt. 

Die näheren Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung, den Sitz, den 
Geſchäftskreis und die Befugniſſe der Kommiſſion erfolgen im Wege Königlicher 
Verordnung. 

Die perſönlichen und ſächlichen Verwaltungsausgaben ſind aus dem im 
§. 1 genannten Fonds zu beſtreiten. Dieſelben ſind nach Maßgabe der durch 
Königliche Verordnung getroffenen Einrichtungen vom 1. April 1887 ab in den 
Staatshaushalts-Etat einzuſtellen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. April 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten: 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


v. Boetticher. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


— 135 — 


(Nr. 9123.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. April 1886, betreffend den Bau und demnächſtigen 
Betrieb der durch das Geſetz vom 19. April 1886 zur Ausführung geneh⸗ 
migten Eiſenbahnen. 


Au Ihren Bericht vom 19. April d. J. beſtimme Ich, daß bei demmächftiger 
Ausführung der in dem Geſetz vom 19. April d. J. (Geſetz-Samml. S. 125), 
betreffend die Erweiterung und Vervollſtändigung des Staatseiſenbahnnetzes und 
die Betheiligung des Staates bei mehreren Privateiſenbahnunternehmungen, vor⸗ 
geſehenen Eiſenbahnlinien die Leitung des Baues und demnächſt auch des Betriebes 
derſelben, und zwar: 
1) der Bahn von Wriſt nach Itzehoe der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu 
Altona, 
2) der Bahnen: 
a) von Garnſee nach Leſſen, 
b) von Wreſchen nach Strzalkowo, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Bromberg, 
3) der Bahnen: 
a) von Meſeritz nach Rokietnica, 
b) von Altdamm beziehungsweiſe Gollnow nach Cammin mit Abzweigung 
nach Wollin, 
c) von Wriezen nach Jädickendorf, 
d) von Striegau nach Bolkenhain, 
e) von Grunow nach Beeskow, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Berlin, 
4) der Bahnen: 
a) von Ratibor bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Troppau, 
b) von Deutſch-Wette nach Groß⸗Kunzendorf, 
e) von Ottmachau bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Lindewieſe, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Breslau, 
5) der Bahnen: 0 
a) von Teutſchenthal nach Salzmünde, 
b) von Fulda nach Tann, 
e) von Wiesbaden nach Langenſchwalbach, 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Frankfurt a. M., 
e) der Bahnen: 
a) von Schönebeck nach Blumenberg, 
b) von Oebisfelde nach ae N 
e) von Braunſchweig nach Gifhorn, einſchließlich der vom Bahnhof Gif— 
horn über Stadt Gifhorn nach dem großen Torfmoor herzuſtellenden 
Anſchlußbahn, n 
der Zöniglichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Magdeburg, 
(Nr. 9123.) a 


BE 


7) der Bahnen: 
a) von Wulften nach Duderſtadt und von Duderſtadt nach Leinefelde, 
b) von Sarnau nach Frankenberg, 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Hannover, 
8) der Bahnen: 

a) von Schmallenberg nach Fredeburg, 

b) von Krebsöge nach Radevormwald, 

e) von Elberfeld nach Cronenberg, 

d) von Wülfrath nach Velbert, 

der Königlichen Eifenbahn- Direktion zu Elberfeld, 
9) der Bahnverbindung zellen Stolberg und Münſterbuſch der Königlichen 

Eiſenbahn⸗Direktion (linksrheiniſchen) zu Cöln 
übertragen wird. 

Zugleich beſtimme Ich, daß für ſämmtliche vorbezeichnete Eiſenbahnen — 
bezüglich der unter Nr. 6 litt. e aufgeführten Linie Braunſchweig Gifhorn mit 
der Anſchlußbahn nach dem großen Torfmoor für den im diesſeitigen Staats⸗ 
625 belegenen Theil derſelben — das Recht zur Enteignung und dauernden 

eſchränkung derjenigen Grundſtücke, welche zur Bauausführung nach den von 
Ihnen feſtzuſtellenden Plänen nothwendig find, nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
Anwendung finden ſoll. 
Dieſe Verordnung iſt in der Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 21. April 1886. 
Wilhelm. 
Für den Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 


Lucius. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


J) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Februar 1886, betreffend die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes der von dem Magdeburg-Rothenfee- Wolmirftedter 
Deichverband auf Grund der Allerhöchſten Privilegien vom 7. März 1859, 
28. Mai 1862 und 15. März 1876 ausgegebenen Schuldverſchreibungen 
von 4½ auf 4 Prozent durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Magdeburg Nr. 13 S. 135, ausgegeben den 27. März 1886; 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 22. Februar 1886 wegen Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Königsberg i. Pr. 
im Betrage von 2134600 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Königsberg Nr. 14 S. 82, ausgegeben den 8. April 1886, 


3) das unterm 24. Februar 1886 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Genoſſenſchaft zur Regulirung des Maruſch⸗Tursnitzer Mühlenfließes im 
Kreiſe Graudenz durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marien⸗ 
werder Nr. 12 S. 67, ausgegeben den 25. März 1886; 


4) das Allerhöchſte Privilegium vom 8. März 1886 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Burtſcheid im Betrage 
von 600000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen 
Nr. 15 S. 73, ausgegeben den 15. April 1886; ! 


5) das unterm 10. März 1886 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft Lückenbach⸗Inſul im Kreiſe Adenau durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 15 S. 85, aus⸗ 
gegeben den 8. April 1886 


6) das Allerhöchſte Privilegium vom 15. März 1886 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadtgemeinde Ottweiler 
bis zum Betrage von 90 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Trier Nr. 15 S. 127, ausgegeben den 16. April 1886; 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. März 1886, betreffend die Verlängerung 
der Friſt für die Herſtellung der Eiſenbahn von Altona nach Kaltenkirchen 
nebſt Zweigbahn nach dem Himmelmoor bis zum 9. Juli 1889, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 26 S. 587, 
ausgegeben den 17. April 1886; 


8) das Allerhöchſte Privilegium vom 17. März 1886 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Liegnitz zum Betrage 
von 1000000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Liegnitz Nr. 17 S. 129, ausgegeben den 24. April 1886, 
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9) das Allerhöchſte Privilegium vom 19. März 1886 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Graudenz bis zum 
Betrage von 125000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Marienwerder Nr. 16 S. 113, ausgegeben den 22. April 1886; 


10) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. April 1886, betreffend die Anwendung des 
Enteignungsrechts für die Zwecke des von der Staatsbauverwaltung aus⸗ 
zuführenden Neubaues der Langen Brücke und der Ueberführung der 
Saarmunderſtraße zu Potsdam, durch das Amtsblatt der Königl. Ne 
gierung zu Potsdam Nr. 18 S. 187, ausgegeben den 30. April 1886, 


11) das unterm 2. April 1886 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Oſtroppa mit Kolonie Zedlitz im Kreiſe Toſt-Gleiwitz 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 17 S. 117, 
ausgegeben den 23. April 1886. 


Rebigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


